
Neue Rechte für Menschen mit Behinderungen 

Das Behindertengleichstellungsgesetz NRW

Leben
ohne Barrieren 





Leben ohne Barrieren
Neue Rechte für Menschen

mit Behinderungen

Das Behindertengleichstellungsgesetz NRW

1.	 Der Auftrag:  
	 Verbot der Benachteiligung...................................2

2.	 Die Konkretisierung:  
	 Herstellung von Barrierefreiheit............................3

3.	 Die Instrumente:  
	 Umsetzung der Rechte...........................................6

4.	 Die Interessenvertretungen:  
	 Behindertenbeauftragte.........................................7

5.	 Die Auswirkungen:  
	 Änderung weiterer Landesgesetze........................9

6.	 Im Wortlaut:  
	 Gesetzestexte und Verordnungen................. 10/33



�
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1.	 Der Auftrag:  	 Verbot der Benachteiligung

Verankerung dieses Grundsatzes in der Verfassung

Der Artikel 3 des Grundgesetzes, der die Gleichheit vor dem Gesetz, die 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen sowie Diskriminierungs­
verbote festlegt, ist im Jahre 1994 geändert worden. Dieser Verfassungs­
artikel wurde in Absatz 3 durch den Satz ergänzt: „Niemand darf wegen 
seiner Behinderung benachteiligt werden“.

Die Verankerung dieses Grundsatzes in der Verfassung ist ein allgemeiner 
Auftrag an Staat und Gesellschaft, vorhandene Benachteiligungen abzu­
bauen. Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung sind glei­
chermaßen aufgefordert, daran mitzuwirken, dass dieser Grundsatz auch 
gesellschaftliche Realität wird.

Artikel 3
Gleichheit vor dem Gesetz; Gleichbehandlung von Männern  

und Frauen; Diskriminierungsverbote
	

(1)	 Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
(2)	 Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die 

tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nach­
teile hin.

(3)	 Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, 
seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft,  
seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschau­
ungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf we­
gen seiner Behinderung benachteiligt werden.
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Von der Aufnahme des Benachteiligungsverbots in das Grundgesetz sind 
wichtige Signale ausgegangen – für die Politik und vor allem für die 
Betroffenen und ihre Verbände selbst, die damit einen Hebel in die Hand 
bekommen haben, ihren Anspruch einzufordern, in gleicher Weise wie 
nichtbehinderte Menschen am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Die 
Verbände der Behinderten haben diesen Hebel genutzt und auf die Schaf­
fung eines Behindertengleichstellungsgesetzes gedrängt, das konkrete 
Regelungen enthält, die Menschen mit Behinderung gleiche Chancen auf 
eine selbstbestimmte Lebensführung eröffnet.

2.	 Die Konkretisierung: 	 Herstellung von Barrierefreiheit

Bundesgesetzliche Regelungen

Mit dem Behindertengleichstellungsgesetz, das am 1. Mai 2002 in Kraft 
getreten ist, wird das im Grundgesetz verankerte Benachteiligungsverbot 
konkretisiert. Das Gesetz markiert einen grundlegenden Richtungswech­
sel in der Behindertenpolitik. Menschen mit Behinderungen sollen fortan 
nicht mehr Objekt öffentlicher Fürsorge sein, sondern ihre gleichberech­
tigte Teilnahme am gesellschaftlichen Leben soll dadurch gewährleistet 
werden, das Hindernisse beseitigt werden, die ihrer selbstbestimmten 
Lebensführung im Wege stehen. 

Gefordert wird also ein Lebensumfeld, in dem alle Menschen, auch 
Menschen mit Behinderung, die gleichen Chancen haben. Das heißt: 
Öffentliche Räume wie Amtsstuben, Gaststätten oder Bibliotheken ohne 
unüberwindbare Stufen, auch für Rollstuhlfahrer leicht zugängliche öf­
fentliche Verkehrsmittel, aber auch barrierefreie Nutzung moderner Me­
dien wie das Internet oder die Verständigung in der Gebärdensprache.
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Zwei andere Bundesgesetze hatten Anfang des neuen Jahrhunderts diesen 
Kurswechsel in der Behindertenpolitik bereits eingeleitet: Das Gesetz 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter, das am 1. Ok­
tober 2000 in Kraft getreten ist und seit dem 1.7.2001 das Neunte Buch 
Sozialgesetzbuch, die insbesondere die Beschäftigungssituation schwer­
behinderter Menschen verbessern und Benachteiligungen im Bereich des 
Sozialrechts unterbinden sollen.

Das Behindertengleichstellungsgesetz  
Nordrhein-Westfalen

Am 1. Januar 2004 ist in Nordrhein-Westfalen das „Gesetz zur ‚Gleich­
stellung von Menschen mit Behinderung‘ (Behindertengleichstellungsge­
setz Nordrhein-Westfalen – BGG NRW)“ in Kraft getreten. Mit diesem 
Landesgesetz und mit den dazugehörigen und zum 1.7.2004 in Kraft 
getretenen Verordnungen setzt das Land Nordrhein-Westfalen die Gleich­
stellung auf Landesebene um. Über das BGG NRW sowie die Verord­
nungen und die daraus resultierenden Rechte für behinderte Menschen 
informiert auch das Internetportal www.lebenmitbehinderungen.nrw.de. 

Das BGG NRW unterstreicht dabei das Leitmotiv des Bundesgesetzes, 
diskriminierendes Verhalten, behindertenfeindliche Bedingungen und 
bauliche und kommunikative Barrieren weitestgehend zu vermeiden. 
Ziel des Gesetzes: Menschen mit Behinderung sollen gleichberechtigt am 
Leben der Gesellschaft teilhaben – und zwar durch die Herstellung einer 
umfassenden Barrierefreiheit. Grundsätzlich darf Menschen zur freien 
Entfaltung ihrer Persönlichkeit im Wortsinn „nichts im Wege stehen“.

Im Sinne der Gleichstellung von Frauen und Männern sollen dabei die be­
sonderen Belange von Frauen mit Behinderungen beachtet werden. Denn 
Frauen mit Behinderungen sind häufiger von Benachteiligungen betroffen 
als nicht behinderte Frauen und behinderte Männer.
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Barrierefreiheit ist das Schlüsselwort des Gesetzes. Was heißt 
das? Alle von Menschen gestalteten Lebensbereiche müssen für 
Menschen mit Behinderung zugänglich sein und von ihnen ge­
nutzt werden können. Und zwar „ohne besondere Erschwernis 
und grundsätzlich ohne fremde Hilfe“, wie es in § 4 des Behin­
dertengleichstellungsgesetzesNordrhein-Westfalen heißt. 

Selbstständige Nutzung dieser Lebensräume ohne Inanspruch­
nahme fremder Hilfe – damit sind physische Barrieren gemeint 

wie Treppen, Stufen, enge Passagen, also unüberwindliche 
Hürden für viele Menschen mit Behinderung, beispielsweise 

für Rollstuhlfahrer. Die Forderung nach Barrierefreiheit gilt 
aber auch für – aus dem Blickwinkel nicht behinderter Menschen 
– „unsichtbare Barrieren“. Es geht dabei um kommunikative 

Schranken, denen zum Beispiel hörbehinderte Menschen ausgesetzt sind, 
weil ihnen ein Gebärdensprachdolmetscher zur Verständigung mit nicht 
behinderten Menschen nicht zur Verfügung steht. Das Gebot der Barriere­
freiheit umfasst außerdem die Gestaltung von amtlichen Informationen, 
Bescheiden und Vordrucken in einer Form, die auch blinden Menschen 
zugänglich ist, das heißt z. B. in Blindenschrift.

Moderne Informations- und Kommunikationsmittel wie das Internet sind 
für viele Menschen mit Behinderung wie ein Tor zur Welt. Deshalb sollen 
Internetauftritte so gestaltet werden, dass sie von Menschen mit Behinde­
rungen grundsätzlich ohne Einschränkungen genutzt werden können.

Das neue Denken in der Behindertenpolitik wird auch dadurch deutlich, 
dass das BGG NRW es nicht bei Absichtserklärungen belässt, sondern 
konkret den Behörden ein Benachteiligungsverbot auferlegt: Sie dürfen 
behinderte und nichtbehinderte Menschen nicht mehr ohne zwingenden 
Grund unterschiedlich behandeln. Kann ein Mensch mit Behinderung 
eine Benachteiligung glaubhaft machen, muss die entsprechende Behörde 
diese Benachteiligung widerlegen oder zwingende Gründe für die Inkauf­
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nahme der Benachteiligung geltend machen. Die Beweislast liegt also bei 
der Behörde.

Bei der Planung von Maßnahmen beispielsweise baulicher Art haben Be­
hörden des Landes und der Kommunen von vornherein darauf zu achten, 
dass diese barrierefrei sind. Dabei soll es auch nicht zulässig sein, irgend­
welche Sonderlösungen für behinderte Menschen zu schaffen. 

3.	 Die Instrumente: 	 Umsetzung der Rechte

Zielvereinbarungen 

Im BGG NRW wurde mit sogenannten Zielvereinbarungen ein neues 
Instrument zur Herstellung von Barrierefreiheit eingeführt. Anerkannte 
Behindertenverbände haben damit jetzt die Möglichkeit, direkt in Ver­
handlungen mit Kommunen einzutreten, um Vereinbarungen über die 
Herstellung von Barrierefreiheit zu treffen – beispielsweise über die 
barrierefreie Gestaltung von Amtsgebäuden. Die Verbände können die 
Aufnahme solcher Verhandlungen über Zielvereinbarungen verlangen.

Die Verbände und Kommunen können nach § 5 des Behindertengleich­
stellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in eigener Verantwortung Rege­
lungen darüber treffen, auf welchem Wege und in welchem Zeitraum die 
Herstellung von Barrierefreiheit erreicht wird. Solche Zielvereinbarungen 
sind praktisch für alle gesellschaftlichen Bereiche denkbar. Sie sind im­
mer dann ein geeignetes Mittel, wenn die Erreichung von Barrierefreiheit 
durch allgemeine gesetzliche Vorschriften nicht geregelt ist.
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Auch bei den Zielvereinbarungen klingt wieder das Leitmotiv der neuen 
Einstellung gegenüber Menschen mit Behinderung an: Sie sollen nicht 
mehr Objekte öffentlicher Fürsorge sein, sondern die Möglichkeit erhal­
ten, ihre Rechte selbst wahrnehmen zu können.

Verbandsklage

In die gleiche Richtung zielt das Instrument der Verbandsklage, das den 
Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderung vom Behinder­
tengleichstellungsgesetz eingeräumt wird: Danach können anerkannte 
Behindertenverbände unter bestimmten Voraussetzungen gegen Benach­
teiligungen und unterlassener Herstellung von Barrierefreiheit klagen. 

Verbandsklagen können beispielsweise geltend gemacht werden, wenn 
Behörden den Anforderungen des Gesetzes nicht nachkommen und Neu- 
und Umbauten nicht barrierefrei gestalten, wenn sie amtliche Dokumente 
blinden Menschen nicht in für sie geeigneter Form, z. B. in Blindenschrift 
zugänglich machen, gegen Vorschriften der Verwendung von Gebärden­
sprache verstoßen oder Internetseiten nicht barrierefrei gestalten.

4.	 Die Interessenvertretungen:

	 Behindertenbeauftragte

Zur Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung bestellt die 
Landesregierung für jede Legislaturperiode eine Beauftragte oder einen 
Beauftragten. Diese Person soll die Einhaltung der Vorschriften des 
Behindertengleichstellungsgesetzes überwachen und Empfehlungen zur 
Durchsetzung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 
geben. Sie soll geeignete Maßnahmen anregen, um Benachteiligungen 
abzubauen oder deren Entstehen zu verhindern.
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Sie soll für die Interessen von Menschen mit Behinderung ein Sprachrohr 
sein – mit Anhörungsrechten bei Gesetzes- und Verordnungsvorhaben so­
wie bei der Erarbeitung von Verwaltungsvorschriften des Landes, soweit 
davon Belange von Menschen mit Behinderung berührt werden.

Zur Landesbeauftragten für die 14. Legislaturperiode wurde  
Frau Angelika Gemkow bestellt. 

Ihre Dienstadresse:
Landesbehindertenbeauftragte NRW
Fürstenwall 25, 40219 Düsseldorf
Telefon: 0211 / 855 - 3008
Telefax: 0211 / 855 - 3037
E-Mail: lbb@mags.nrw.de
Internet: www.lbb.nrw.de

Auf örtlicher Ebene legen die Kommunen fest, ob zur Wahrung der Be­
lange von Menschen mit Behinderung eine ähnlich Funktion geschaffen 
wird. In vielen Kommunen ist auch bereits eine Behindertenbeauftragte 
oder ein Beauftragter bestellt.

Zur Überprüfung des Umsetzungsprozesses legt das Behindertengleich­
stellungsgesetz Nordrhein-Westfalen außerdem Berichtspflichten fest. 
Danach muss die Landesregierung dem Landtag einmal in jeder Wahlpe­
riode über die Erfahrungen mit dem Gesetz berichten. Die Behinderten­
beauftragte soll alle zwei Jahre der Landesregierung Auskunft geben über 
die Situation der Menschen mit Behinderung und über ihre Tätigkeit.
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5.	 Die Auswirkungen: 	 Änderung weiterer Landesgesetze

Die Vorgaben des Behindertengleichstellungsgesetzes – vor allem die 
Herstellung einer umfassenden Barrierefreiheit – haben Auswirkungen 
auf viele Bereiche des öffentlichen Lebens und damit auch auf eine Reihe 
von anderen Landesgesetzen und Verordnungen, die inhaltlich entspre­
chend angepasst werden mussten. Geändert wurden deshalb beispiels­
weise das Straßen- und Wegegesetz und die Landesbauordnung, die für 
die Umsetzung von Barrierefreiheit von besonderer Bedeutung sind.

Betroffen sind noch einige andere Gesetze und Verordnungen, unter 
anderem das Landeswahlgesetz. Dies ist ein besonders eindrucksvolles 
Beispiel, das zeigt, dass Menschen mit einer bestimmten Behinderung ein 
wesentliches Grundrecht bisher nicht uneingeschränkt und gleichberech­
tigt wahrnehmen konnten – das Wahlrecht.

Bisher waren blinde oder sehbehinderte Menschen bei dem Wahlakt auf 
eine Vertrauensperson angewiesen, die den Stimmzettel nach ihren An­
gaben ausfüllen soll. Das geänderte Landeswahlgesetz sieht vor, dass sich 
Blinde oder Sehbehinderte zur Kennzeichnung des Stimmzettels auch 
einer speziellen Stimmzettelschablone bedienen können. Mit Hilfe dieser 
Stimmzettelschablone wird damit auch für Blinde und Sehbehinderte 
jetzt die geheime und freie Wahl gewährleistet.
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6.	 Im Wortlaut: 	 Gesetzestexte und Verordnungen

Gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen  
zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung
(Behindertengleichstellungsgesetz Nordrhein-Westfalen – BGG NRW)

Vom 16. Dezember 2003

Artikel 1

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1  
Ziel des Gesetzes/Geltungsbereich

(1) Ziel des Gesetzes ist es, die Benachteiligung von Menschen mit Be­
hinderung zu beseitigen und zu verhindern sowie die gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Leben in der Gesellschaft 
zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu 
ermöglichen. Dabei wird besonderen Bedürfnissen Rechnung getragen. 

(2) Dieses Gesetz gilt für die Dienststellen und Einrichtungen des 
Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände und der sonstigen der 
Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, für die Eigenbetriebe und Kran­
kenhäuser des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände, für die 
Hochschulen, den Landesrechnungshof, die Landesbeauftragte und den 
Landesbeauftragten für den Datenschutz, den Bau- und Liegenschafts­
betrieb des Landes Nordrhein-Westfalen und sonstige Landesbetriebe im 
Sinne des § 14a Landesorganisationsgesetz und für den Westdeutschen 
Rundfunk Köln. Für den Landtag und für die Gerichte sowie für die 
Behörden der Staatsanwaltschaften gilt dieses Gesetz, soweit sie Verwal­
tungsaufgaben wahrnehmen. Die in den Sätzen 1 und 2 Genannten sind 
verpflichtet, aktiv auf das Erreichen des Zieles hinzuwirken. Sie sollen 
hierzu eng mit den Organisationen und Verbänden der Menschen mit 
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Behinderung zusammenarbeiten. Soweit Dritte Aufgaben wahrnehmen 
oder Angebote bereitstellen, die auch im erheblichen Interesse der in den 
Sätzen 1 und 2 Genannten liegen, sollen diese darauf hinwirken, dass die 
Dritten die Anforderungen des § 4 erfüllen.

§ 2  
Frauen mit Behinderung

Zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern sind 
die besonderen Belange von Frauen mit Behinderung zu berücksichti­
gen und Benachteiligungen zu beseitigen. Dazu werden auch besondere 
Maßnahmen zur Förderung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen 
mit Behinderung ergriffen.

§ 3  
Behinderung, Benachteiligung

(1) Menschen haben eine Behinderung, wenn ihre körperlichen Funkti­
onen, geistige Fähigkeiten oder seelische Gesundheit mit hoher Wahr­
scheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das Lebensalter 
typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft beeinträchtigt ist.

(2) Eine Benachteiligung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn 
Menschen mit Behinderung aufgrund ihrer Behinderung im Vergleich 
zu Menschen ohne Behinderung unterschiedlich behandelt werden und 
dadurch in der gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
oder in ihrer selbstbestimmten Lebensführung unmittelbar oder mittelbar 
beeinträchtigt werden, ohne dass hierfür zwingende Gründe vorliegen. 
Die in § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 2 Genannten dürfen Menschen mit Behin­
derung nicht benachteiligen.

(3) Macht ein Mensch mit Behinderung eine Benachteiligung im Sinne 
des Absatzes 2 Satz 1 durch einen der in § 1 Abs. 2 Satz 1 Genannten 
glaubhaft, so muss jener beweisen, dass eine Benachteiligung nicht 
vorliegt, für die Benachteiligung zwingende Gründe vorliegen oder dass 
nicht durch die Behinderung bedingte, sachliche Gründe vorliegen.
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§ 4  
Barrierefreiheit

Barrierefreiheit ist die Auffindbarkeit, Zugänglichkeit und Nutzbarkeit 
der gestalteten Lebensbereiche für alle Menschen. Der Zugang und die 
Nutzung müssen für Menschen mit Behinderung in der allgemein übli­
chen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde 
Hilfe möglich sein; hierbei ist die Nutzung persönlicher Hilfsmittel 
zulässig. Zu den gestalteten Lebensbereichen gehören insbesondere bau­
liche und sonstige Anlagen, die Verkehrsinfrastruktur, Beförderungsmit­
tel im Personennahverkehr, technische Gebrauchsgegenstände, Systeme 
der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquel­
len sowie Kommunikationseinrichtungen.

§ 5  
Zielvereinbarungen

(1) Zur Herstellung der Barrierefreiheit sollen, soweit nicht besondere 
gesetzliche Vorschriften entgegen stehen, Zielvereinbarungen zwischen 
den nach § 13 des Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen 
(BGG) anerkannten Verbänden oder deren nordrhein-westfälischen Lan­
desverbänden einerseits und kommunalen Körperschaften, deren Ver­
bänden und Unternehmen andererseits für ihren jeweiligen sachlichen 
und räumlichen Organisations- oder Tätigkeitsbereich getroffen werden. 
Soweit Verbände nach Satz 1 nicht vorhanden sind, können dies auch 
landesweite und örtliche Verbände von Menschen mit Behinderung sein. 
Die Verbände können die Aufnahme von Verhandlungen über Zielver­
einbarungen verlangen.

(2) Zielvereinbarungen zur Herstellung von Barrierefreiheit enthalten 
insbesondere

1. die Bestimmung der Vereinbarungspartner und Regelungen zum 
Geltungsbereich und zur Geltungsdauer,

2. die Festlegung von Mindestbedingungen, wie gestaltete Lebens­
bereiche im Sinne von § 4 künftig zu verändern sind, um dem An­
spruch von Menschen mit Behinderung auf Zugang und Nutzung zu 
genügen,
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3. den Zeitpunkt oder einen Zeitplan zur Erfüllung der festgelegten 
Mindestbedingungen.

(3) Ein Verband nach Absatz 1, der die Aufnahme von Verhandlungen 
verlangt, hat dies gegenüber dem Zielvereinbarungsregister (Absatz 5) 
unter Benennung von Verhandlungsgegenstand und Verhandlungspar­
teien anzuzeigen. Das für die Behindertenpolitik federführende Ministe­
rium gibt diese Anzeige auf seiner Internetseite bekannt. Innerhalb von 
vier Wochen nach der Bekanntgabe haben andere Verbände im Sinne des 
Absatzes 1 das Recht, den Verhandlungen durch Erklärung gegenüber 
den bisherigen Verhandlungsparteien beizutreten. Nachdem die beteilig­
ten Verbände eine gemeinsame Verhandlungskommission gebildet haben 
oder feststeht, dass nur ein Verband verhandelt, sind die Verhandlungen 
binnen vier Wochen aufzunehmen.

(4) Ein Anspruch auf Verhandlungen nach Absatz 1 Satz 3 besteht nicht,

1. während laufender Verhandlungen im Sinne des Absatzes 3 für 
die nicht beigetretenen Verbände,

2. für die dort Genannten, die ankündigen, einer Zielvereinbarung 
beizutreten, über die von anderen dort Genannten Verhandlungen 
geführt werden,

3. für den Geltungsbereich und die Geltungsdauer einer zustande 
gekommenen Zielvereinbarung,

4. für die in dort Genannten, die einer zustande gekommenen Ziel­
vereinbarung ohne Einschränkung beigetreten sind.

(5) Das für die Behindertenpolitik federführende Ministerium führt ein 
Register, in das der Abschluss, die Änderung und die Aufhebung von 
Zielvereinbarungen nach Absatz 1 und 2 eingetragen werden. Der die 
Zielvereinbarung abschließende Verband von Menschen mit Behinde­
rung ist verpflichtet, innerhalb eines Monats nach Abschluss einer Ziel­
vereinbarung diesem Ministerium diese als beglaubigte Abschrift und in 
informationstechnisch erfassbarer Form zu übersenden sowie eine Ände­
rung oder Aufhebung innerhalb eines Monats mitzuteilen.
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§ 6  
Mitwirkung von Verbänden, Verbandsklage

(1) Ein nach § 13 BGG anerkannter Verband oder dessen nordrhein-
westfälischer Landesverband kann, ohne dass ihm dadurch eigene Rech­
te verliehen würden, gegen einen zuständigen Träger öffentlicher Belan­
ge im Sinne von § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 2 Klage erheben auf Feststellung 
eines Verstoßes gegen

1. § 2 

2. das Benachteiligungsverbot nach § 3 Abs. 2 Satz 2 

3. dessen Verpflichtung zur Herstellung der Barrierefreiheit nach §§ 
7 bis 10.

Satz 1 gilt nicht, wenn eine Maßnahme aufgrund einer Entscheidung in 
einem verwaltungsgerichtlichen Streitverfahren getroffen worden ist.

(2) Eine Klage ist nur zulässig, wenn der Verband durch die Maßnahme 
in seinem satzungsgemäßen Aufgabenbereich berührt wird. Soweit ein 
Mensch mit Behinderung selbst seine Rechte durch eine Gestaltungs- 
oder Leistungsklage verfolgen kann oder hätte verfolgen können, kann 
die Klage nach Absatz 1 nur erhoben werden, wenn der Verband geltend 
macht, dass es sich bei der Maßnahme um einen Fall von allgemeiner 
Bedeutung handelt. Dies ist insbesondere bei einer Vielzahl gleichgela­
gerter Fälle der Fall. 

(3) Werden Menschen mit Behinderung in ihren Rechten nach Absatz 
1 verletzt, können an ihrer Stelle und mit ihrem Einverständnis Verbän­
de nach Absatz 1 Satz 1, die nicht selbst am Verfahren beteiligt sind, 
Rechtsschutz beantragen. In diesen Fällen müssen alle Verfahrensvor­
aussetzungen wie bei einem Rechtsschutzersuchen durch den Menschen 
mit Behinderung selbst vorliegen. Das Einverständnis ist schriftlich zu 
erklären.

(4) Solange in einer Sache im Sinne des Absatzes 1 die Klage eines 
Verbandes anhängig ist und soweit über die Sache selbst rechtskräftig 
entschieden worden ist, kann die Sache von keinem anderen Verband 
anderweitig anhängig gemacht werden. 
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Abschnitt 2 
Verpflichtung zur Gleichstellung und Barrierefreiheit

§ 7  
Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Verkehr

(1) Die Errichtung oder die Änderung baulicher Anlagen der in § 1 Abs. 
2 Sätze 1 und 2 genannten Träger öffentlicher Belange sind entspre­
chend den bauordnungsrechtlichen Vorschriften barrierefrei zu gestalten. 

(2) Absatz 1 gilt auch für sonstige bauliche oder andere Anlagen im 
Sinne von § 4 Satz 3.

§ 8  
Verwendung der Gebärdensprache

(1) Hörbehinderte Menschen (Gehörlose, Ertaubte, Schwerhörige, Taub­
blinde und hörsehbehinderte Menschen) und sprachbehinderte Men­
schen haben das Recht, mit den in § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 2 genannten 
Trägern öffentlicher Belange in Deutscher Gebärdensprache oder über 
lautsprachbegleitende Gebärden oder andere geeignete Kommunikati­
onsformen zu kommunizieren, soweit dies zur Wahrnehmung eigener 
Rechte im Verwaltungsverfahren erforderlich ist und eine schriftliche 
Verständigung nicht möglich ist. Die Träger öffentlicher Belange im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 2 haben, sofern sie nicht selbst auf ihre 
Kosten eine Gebärdensprachdolmetscherin oder Gebärdensprachdolmet­
scher oder eine andere geeignete Kommunikationshilfe zur Verfügung 
stellen, auf Antrag der Berechtigten die notwendigen Auslagen zu erstat­
ten, die diesen für eine Gebärdensprachdolmetscherin oder einen Gebär­
densprachdolmetscher oder eine andere geeignete Kommunikationshilfe 
entstehen.

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. Anlass und Umfang des Anspruchs auf Bereitstellung einer Ge­
bärdensprachdolmetscherin/eines Gebärdensprachdolmetschers oder 
anderer geeigneter Kommunikationshilfen,

2. Art und Weise der Bereitstellung von Gebärdensprachdolmet­
scherinnen/Gebärdensprachdolmetschern oder anderen geeigneten 
Hilfen für die Kommunikation,
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3. die Grundsätze für eine angemessene Vergütung oder die Erstat­
tung von notwendigen Aufwendungen für die Dolmetschdienstleis­
tung oder den Einsatz anderer geeigneter Kommunikationshilfen 
und

4. welche Kommunikationsformen als andere geeignete Kommuni­
kationshilfen im Sinne des Absatzes 1 anzusehen sind,

zu regeln.

§ 9  
Gestaltung von Bescheiden, amtlichen Informationen  

und Vordrucken

(1) Die in § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 2 genannten Träger öffentlicher Belan­
ge haben bei der Gestaltung von schriftlichen Bescheiden, Allgemein­
verfügungen, öffentlich-rechtlichen Verträgen, Vordrucken und amt­
lichen Informationen die besonderen Belange betroffener Menschen mit 
Behinderung zu berücksichtigen. Blinde und sehbehinderte Menschen 
können insbesondere verlangen, dass ihnen Bescheide, Vordrucke und 
amtliche Informationen kostenlos auch in einer für sie wahrnehmbaren 
Form zugänglich gemacht werden, soweit dies zur Wahrnehmung eige­
ner Rechte im Verwaltungsverfahren erforderlich ist. 

(2) Das Innenministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im 
Einvernehmen mit den übrigen Ressorts zu regeln, in welcher Weise und 
bei welchen Anlässen die in Absatz 1 genannten Dokumente blinden und 
sehbehinderten Menschen zugänglich gemacht werden.

§ 10  
Barrierefreie Informationstechnik

(1) Die in § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 2 genannten Träger öffentlicher Belan­
ge gestalten ihre Online-Auftritte und -Angebote sowie die von ihnen 
zur Verfügung gestellten Programmoberflächen im Bereich der elektro­
nischen Datenverarbeitung schrittweise technisch so, dass sie von Men­
schen mit Behinderung genutzt werden können.

(2) Das für die Behindertenpolitik federführende Ministerium wird er­
mächtigt, im Einvernehmen mit den übrigen Ressorts durch Rechtsver­
ordnung nähere Regelungen über die barrierefreie Gestaltung der Infor­
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mationstechnik im Sinne des Absatzes 1 und die dabei anzuwendenden 
Standards zu treffen. 

Abschnitt 3 
Wahrung der Belange  

von Menschen mit Behinderung

§ 11  
Aufgabenübertragung, Rechtsstellung

(1) Die Landesregierung soll eine Beauftragte oder einen Beauftragten 
für die Belange der Menschen mit Behinderung (§ 12) bestellen. Das 
Amt endet, außer im Fall der Entlassung, mit dem Zusammentreten 
eines neuen Landtags. Eine erneute Übertragung ist zulässig. Einem 
Verlangen auf vorzeitige Beendigung der Aufgabenübertragung ist statt­
zugeben.

(2) Das Land hat die für die Erfüllung der Aufgabe notwendige Perso­
nal- und Sachausstattung nach Maßgabe des Haushalts zur Verfügung zu 
stellen.

 § 12  
Aufgaben

(1) Zur Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung gehören 
insbesondere folgende Aufgaben:

– 	 die Durchsetzung der Gleichbehandlung von Menschen mit und ohne 
Behinderung,

– 	 die Anregung von Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, Benachtei­
ligungen von Menschen mit Behinderung abzubauen oder deren Ent­
stehen entgegenzuwirken,

– 	 die Zusammenarbeit mit den von den Gemeinden und Gemeindever­
bänden auf örtlicher Ebene für die Angelegenheiten von Menschen 
mit Behinderung bestellten Persönlichkeiten oder Gremien sowie mit 
einem auf Landesebene zu bildenden Beirat. Das für die Behinder­
tenpolitik federführende Ministerium wird ermächtigt, Näheres über 
Art und Zusammensetzung des Beirates in einer Rechtsverordnung zu 
regeln.
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Bei der Aufgabenwahrnehmung ist darauf zu achten, dass besondere Be­
nachteiligungen von Frauen mit Behinderung beseitigt und unterschied­
liche Lebensbedingungen von Frauen und Männern mit Behinderung 
berücksichtigt werden.

(2) Die Landesbeauftragte oder der Landesbeauftragte für die Belange 
von Menschen mit Behinderung überwacht die Einhaltung der Vor­
schriften dieses Gesetzes sowie anderer Vorschriften, die die Belange 
von Menschen mit Behinderung betreffen, bei den Trägern öffentlicher 
Belange im Sinne des § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 2. Sie können ihnen auch 
Empfehlungen zur Durchsetzung der Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderung geben, insbesondere die Landesregierung und die Minis­
terien, Gemeinden und Gemeindeverbände in Fragen der Belange von 
Menschen mit Behinderung beraten.

(3) Die Ministerien hören die oder den Landesbeauftragten für die 
Belange von Menschen mit Behinderung bei Gesetzes- und Verord­
nungsvorhaben sowie bei der Erarbeitung von Verwaltungsvorschriften 
des Landes an, soweit sie Fragen der Belange von Menschen mit Be­
hinderung behandeln oder berühren. Die in § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 2 
genannten Träger öffentlicher Belange sind verpflichtet, die oder den 
Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderung bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, insbesondere die erforder­
lichen Auskünfte zu erteilen und ihnen Akteneinsicht zu gewähren. Die 
Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt.

§ 13  
Wahrung der Belange  

von Menschen mit Behinderung auf örtlicher Ebene

Die Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung auch auf ört­
licher Ebene ist eine Aufgabe von wichtiger Bedeutung für die Verwirk­
lichung der Gleichstellung behinderter Menschen. Näheres bestimmen 
die Gemeinden und Gemeindeverbände durch Satzung.
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Abschnitt 4 
Berichtspflichten

§ 14  
Berichte

(1) Die Landesregierung berichtet einmal in jeder Wahlperiode, begin­
nend mit der 14. Wahlperiode, dem Landtag über die Erfahrungen mit 
diesem Gesetz, dessen Auswirkungen und Anwendungsprobleme in der 
Praxis. Hierzu werden die Landesbeauftragten für die Belange von Men­
schen mit Behinderung im Rahmen ihrer Aufgaben und Kompetenzen 
gemäß §§ 11 und 12 beteiligt.

(2) Die Landesbeauftragten für die Belange von Menschen mit Behinde­
rung berichten der Landesregierung alle zwei Jahre, erstmals 2006, über 
die Situation der Menschen mit Behinderung in Nordrhein-Westfalen 
sowie über ihre Tätigkeit. Die Landesregierung leitet den Bericht mit 
ihrer Stellungnahme dem Landtag zu.

(3) Alle Feststellungen im Bericht sind geschlechtsbezogen zu treffen. 
Der Bericht schließt die Darstellung von Verstößen gegen das Benach­
teiligungsverbot ein und nimmt zu möglichen weiteren Maßnahmen 
Stellung.

Artikel 2

Änderung des Landeswahlgesetzes

Das Gesetz über die Wahl zum Landtag des Landes Nordrhein-
Westfalen (LWahlG) vom 16. August 1993 (GV. NRW. S. 516), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 5. März 2002 (GV. NRW. S. 108), wird wie 
folgt geändert:

1. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „durch körperliches Ge­
brechen behindert“ durch die Wörtee „aufgrund einer körperlichen 
Beeinträchtigung nicht in der Lage“ ersetzt.

b) An Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
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„Blinde oder Sehbehinderte können sich zur Kennzeichnung des 
Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen.“

2. Der bisherige § 40 wird § 40 Abs. 1 und es wird folgender Absatz 2 
angefügt:

„(2) Das Land erstattet den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur 
Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, die durch die 
Herstellung und den Versand der Stimmzettelschablonen veranlassten 
notwendigen Ausgaben.“

Artikel 3

Änderung des Kommunalwahlgesetzes

Das Gesetz über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-West-
falen (Kommunalwahlgesetz) vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, 
ber. S. 509), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. März 2000 (GV. 
NRW. S. 245), wird wie folgt geändert:

1. In § 25 Abs. 4 werden 

a) in Satz 2 die Wörter „durch körperliches Gebrechen behindert“ 
durch die Wörtee „aufgrund einer körperlichen Beeinträchtigung 
nicht in der Lage“ ersetzt und 

b) folgender Satz angefügt: „Blinde oder Sehbehinderte können sich 
zur Kennzeichnung des Stimmzettels auch einer Stimmzettelscha­
blone bedienen.“ 

Artikel 4

Änderung des Straßen- und Wegegesetzes 

Das Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Septem­
ber 1995 (GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81, 141, 216 und 355), zuletzt 
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geändert durch Gesetz vom 25. September 2001 (GV. NRW. S. 708), 
wird wie folgt geändert:

1. An § 9 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Die Belange von Menschen mit Behinderung und anderer Menschen 
mit Mobilitätsbeeinträchtigung sind mit dem Ziel zu berücksichtigen, 
möglichst weitgehende Barrierefreiheit zu erreichen.“

2. An § 18 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine Erlaubnis soll nicht erteilt werden, wenn Menschen mit Behinde­
rung durch die Sondernutzung in der Ausübung des Gemeingebrauchs 
erheblich beeinträchtigt werden.“

Artikel 5

Änderung des Landesfischereigesetzes

Das Landesfischereigesetz (LFischG) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 22. Juni 1994 (GV. NRW. S. 516, ber. S. 864), geändert 
durch Gesetz vom 25. September 2001 (GV. NRW. S. 708), wird wie 
folgt geändert:

Nach § 32 wird folgender § 32a eingefügt:

„§ 32a 
Sonderfischereischein

(1) Personen, die auf Grund einer körperlichen, geistigen oder psy­
chischen Behinderung keine Fischerprüfung ablegen können, kann ein  
Sonderfischereischein erteilt werden.

(2) Der Sonderfischereischein berechtigt nur zur Ausübung der Fischerei 
in Begleitung eines Inhabers eines Fischereischeines.

(3) Der Sonderfischereischein ist als solcher zu kennzeichnen und wird 
für ein Kalenderjahr oder für fünf aufeinanderfolgende Jahre nach einem 
vom zuständigen Ministerium bestimmten Muster erteilt.“
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Artikel 6

Änderung der Landesbauordnung 

Die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – Landesbau-
ordnung – (BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. März 2000 (GV. NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22. Juli 2003 (GV. NRW. S. 434), wird wie folgt geändert:

1. § 55 BauO NRW wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Barrierefreiheit öffentlich 
zugänglicher baulicher Anlagen“.

b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„(1) Bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, müssen in 
den dem allgemeinen Besucherverkehr dienenden Teilen von Men­
schen mit Behinderung, alten Menschen und Personen mit Kleinkin­
dern barrierefrei erreicht und ohne fremde Hilfe zweckentsprechend 
genutzt werden können. 

(2) Absatz 1 gilt insbesondere für

1. Einrichtungen der Kultur und des Bildungswesens,
2. Sport- und Freizeitstätten,
3. Einrichtungen des Gesundheitswesens,
4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude,
5. Verkaufs- und Gaststätten,
6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen.

Bei Stellplätzen und Garagen muss mindestens 1 vom Hundert der 
Einstellplätze, mindestens jedoch ein Einstellplatz, für schwerbehin­
derte Menschen vorgehalten werden.“

c) In Absatz 4 Satz 6 wird die Angabe „1,20 m“ durch „1,50 m“ 
ersetzt.

2. In § 68 Abs. 1 Satz 4 Nr. 2 werden hinter der Zahl „13“ das Wort 
„und“ durch ein Komma ersetzt und hinter der Zahl „51“ das Wort 
„und“ und die Zahl „55“ eingefügt.
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Artikel 7

Änderung des Gesetzes  
zur Durchführung der Kriegsopferfürsorge  

und des Schwerbehindertengesetzes

Das Gesetz zur Durchführung der Kriegsopferfürsorge und des 
Schwerbehindertengesetzes (DG-KoFSchwbG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. November 1987 (GV. NRW. S. 401), geändert 
durch Gesetz vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 462), wird wie folgt  
geändert:

1. In der Überschrift wird das Wort „Schwerbehindertengesetzes (DG-
KoFSchwbG)“ durch das Wort „Schwerbehindertenrechts (DG-KoF­
SchwbR)“ ersetzt.

2. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Den überörtlichen Trägern obliegen

1. die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 26 des  
Bundesversorgungsgesetzes,

2. die Erziehungsbeihilfen nach § 26 Bundesversorgungsgesetz
a) zum Besuch von Hochschulen und Fachhochschulen,
b) bei Leistungen zur Erziehung nach dem Achten Buch Sozial­
gesetzbuch,

3. soweit sie als Sachleistung gewährt werden
a) die Erholungshilfe nach § 27b Bundesversorgungsgesetz,
b) Maßnahmen der vorbeugenden Gesundheitshilfe nach § 27d 
Abs. 2 des Bundesversorgungsgesetzes, soweit die medizinische 
Vorsorgeleistung nach § 23 Abs. 2 SGB V nicht in dem erforder­
lichen Umfang von der Krankenkasse vorrangig erbracht wird,

4. die Leistungen nach §§ 26c und 27a des Bundesversorgungsge­
setzes in einer Anstalt, einem Heim oder einer gleichartigen Einrich­
tung oder in einer Einrichtung zur teilstationären Betreuung,

5. die Leistungen nach §§ 26b und 27d des Bundesversorgungs­
gesetzes, wenn für entsprechende Leistungen der Sozialhilfe die 
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überörtlichen Träger der Sozialhilfe zuständig sind; dies gilt nicht 
bei Leistungen nach § 27d des Bundesversorgungsgesetzes in Ver­
bindung mit § 28 Abs. 1 Nr. 2 der Verordnung zur Kriegsopferfür­
sorge -KfürsV- sowie nach § 27d des Bundesversorgungsgesetzes in 
Verbindung mit § 40 Abs. 1 Nr. 2 des Bundessozialhilfegesetzes und 
§ 8 sowie § 10 Abs. 6 der Verordnung nach § 47 des Bundessozial­
hilfegesetztes,

6. Leistungen für Sonderfürsorgeberechtigte nach § 27e des Bundes­
versorgungs-gesetzes sowie die Leistungen für versorgungsberech­
tigte Hinterbliebene von Sonder-fürsorgeberechtigten,

7. nach § 53 Abs. 4 der Verordnung zur Kriegsopferfürsorge die 
Leistungen der Kriegsopferfürsorge an Berechtigte im Ausland,

8. die der Kriegsopferfürsorge entsprechenden Leistungen nach  
§§ 60 bis 63 des Infektionsschutzgesetzes und §§ 1 bis 3 des Opfer­
entschädigungsgesetzes an Berechtigte außerhalb des Landes Nor­
drhein-Westfalen.“

3. Die §§ 4 und 6 werden gestrichen und § 5 wird § 4.

4. § 7 wird § 5 und wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Zahl „8“ durch die Zahl „6“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Der Vorsitzende“ durch die Wör­
ter „Die Vorsitzende oder der Vorsitzende“ ersetzt.

c) In Absatz 3 werden die Wörter „des Vorsitzenden“ durch die 
Wörter „der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden“ ersetzt.

5. § 8 wird § 6 und enthält folgende Fassung:

„§ 6 
Beiräte

(1) Bei den Trägern der Kriegsopferfürsorge werden Beiräte gebildet; 
durch Vereinbarung können mehrere örtliche Träger einen gemeinsamen 
Beirat bestellen.
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(2) Die Beiräte bestehen aus der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem 
Hauptverwaltungsbeamten oder deren Beauftragten als Vorsitzende oder 
Vorsitzendem und vier ehrenamtlichen Beisitzern. Die ehrenamtlichen 
Beisitzer sollen sozial erfahrene Personen sein; ein Beisitzer soll Kriegs­
beschädigte oder Kriegsbeschädigter und einer Kriegshinterbliebene 
oder Kriegshinterbliebener, ein weiterer Arbeitnehmer und einer Arbeit­
geber sein.

(3) Die ehrenamtlichen Beisitzer werden durch die Hauptverwaltungs­
beamtin oder den Hauptverwaltungsbeamten auf Vorschlag der im 
Bereich des Trägers der Kriegsopferfürsorge überwiegend vertretenen 
Verbände der Kriegsopfer, Arbeitnehmer und Arbeitgeber für die Dauer 
von vier Jahren bestellt. Für jeden Beisitzer ist ein Stellvertreter zu be­
stellen.“

6. § 9 wird § 7.

7. In der Überschrift des Zweiten Abschnittes wird das Wort „Schwerbe­
hindertengesetz“ durch das Wort „Schwerbehindertenrecht“ ersetzt.

8. Die §§ 10 bis 12 werden durch folgende neuen §§ 8 und 9 ersetzt:

„§ 8 
Durchführung der Aufgaben

(1) Die überörtlichen und örtlichen Träger führen als Selbstverwaltung­
sangelegenheit die Aufgaben durch, die nach dem Sozialgesetzbuch 
– Neuntes Buch (SGB IX) – Teil 2 (Schwerbehindertenrecht) oder den 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften Integrations­
ämtern und örtlichen Fürsorgestellen obliegen. § 3 gilt entsprechend.

(2) Das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung allgemeine Richtlinien zur Durchführung der beglei­
tenden Hilfe im Arbeitsleben (§ 102 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX) zu erlassen, 
um die rechtmäßige, einheitliche und zweckmäßige Durchführung der 
Aufgabe zu sichern.
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§ 9 
Finanzzuweisung und Verwaltungskosten

(1) Die örtlichen Träger erhalten zur Durchführung der ihnen nach § 102 
Abs. 1 Nr. 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch obliegenden Aufga­
ben einen Vomhundertsatz des Aufkommens an der Ausgleichsabgabe 
nach § 77 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch. Die Höhe des Vom­
hundertsatzes bestimmen die überörtlichen Träger für jeweils ein Haus­
haltsjahr durch Satzung; hierbei ist sicherzustellen, dass jeder örtlichen 
Fürsorgestelle, gemessen an der Zahl der zu betreuenden schwerbehin­
derten Menschen in ihrem Bereich, annähernd gleiche Mittel aus dem 
Aufkommen an der Ausgleichsabgabe zur Verfügung stehen.

(2) Werden nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem Schwerbehindertengesetz (ZustVOSchwbG) 
vom 31. Januar 1989 (GV. NRW. S. 78), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766), kreisfreie Städte, Große 
kreisangehörige Städte und Kreise als örtliche Fürsorgestellen zu Auf­
gaben der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben herangezogen, haben die 
Landschaftsverbände die aufgewendeten Kosten mit Ausnahme der per­
sönlichen und sächlichen Verwaltungskosten zu erstatten.“

Artikel 8

Änderung von Verordnungen

1. Änderung der Landeswahlordnung 

Die Landeswahlordnung NRW (LWahlO) vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 548, ber. S. 964), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
4. November 2003 (GV. NRW. S. 630), wird wie folgt geändert:

1. An § 29 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Muster der Stimmzettel werden unverzüglich nach ihrer Fertig­
stellung den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur Herstellung 
der Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur Verfügung gestellt.“

2. Nach § 31 wird folgender § 31a eingefügt:
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„§ 31a  
Wahlräume

Die Wahlräume sollen nach den örtlichen Verhältnissen so ausge­
wählt und eingerichtet werden, dass allen Wählerinnen und Wäh­
lern, insbesondere Menschen mit Behinderung und anderen Men­
schen mit Mobilitätsbeschränkungen, die Teilnahme an der Wahl 
möglichst erleichtert wird. Die Gemeindeverwaltung teilt frühzeitig 
und in geeigneter Weise mit, welche Wahlräume barrierefrei im 
Sinne von § 4 des Behindertengleichstel-lungsgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766) 
sind.“

3. § 38 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „durch körperliches 
Gebrechen behindert“ durch die Wörter „aufgrund einer körper­
lichen Beeinträchtigung nicht in der Lage“ ersetzt.

b) An Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Blinde oder Sehbehinderte können sich zur Kennzeichnung des 
Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen.“

2. Änderung der Kommunalwahlordnung 

Die Kommunalwahlordnung (KWahlO) vom 31. �����������������  August 1993 (GV. 
NRW. S. 592, ber. �����������������������������������������������      S. 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
4. November 2003 (GV. NRW. S. 644), wird wie folgt geändert:

1. An § 32 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Muster der Stimmzettel werden unverzüglich nach ihrer Fertig­
stellung den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur Herstellung 
der Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur Verfügung gestellt.“

2. Nach § 34 wird folgender § 34a eingefügt:

„§ 34a  
Wahlräume

Die Wahlräume sollen nach den örtlichen Verhältnissen barrie­
refrei i.S. von § 4 Behindertengleichstellungsgesetz des Landes 
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Nordrhein-Westfalen ausgewählt und eingerichtet werden, so dass 
allen Wählerinnen und Wählern, insbesondere Menschen mit Be­
hinderung und anderen Menschen mit Mobilitätsbeschränkungen, 
die Teilnahme an der Wahl möglichst erleichtert wird. Die Gemein­
deverwaltung teilt frühzeitig und in geeigneter Weise mit, welche 
Wahlräume barrierefrei im Sinne des § 4 Behindertengleichstel­
lungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 
2003 (GV. NRW. S. 766) sind.“

3. § 41 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „durch körperliches Ge­
brechen behindert“ durch die Wörter „aufgrund einer körperlichen 
Beeinträchtigung nicht in der Lage“ ersetzt.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Blinde oder Sehbehinderte können sich zur Kennzeichnung des 
Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen.“

3. Änderung der Verordnung über die Befreiung von der Rundfunk-
gebührenpflicht

Die Verordnung über die Befreiung von der Rundfunkgebühren-
pflicht vom 30. November 1993 (GV. NRW. S. 970), geändert durch Ver­
ordnung vom 14. Mai 2002 (GV. NRW. S. 177), wird wie folgt geändert:

An § 3 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Dies gilt auch für Fahrzeuge der Betriebe oder Einrichtungen, die zur 
ausschließlichen Beförderung des betreuten Personenkreises bestimmt 
sind.“

4. Änderung der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Schwerbehindertengesetz 

Die Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem 
Schwerbehindertengesetz (ZustVOSchwbG) vom 31. Januar 1989 
(GV. NRW. S. 78), wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift werden die Wörter „Schwerbehindertengesetz 
(ZustVOSchwbG)“ durch die Wörter „Sozialgesetzbuch IX (Zust­
VO SGB IX)“ ersetzt.
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2. § 1 wird wie folgt geändert:

2.1 Absatz 1 enthält folgende Fassung: 

„(1) Folgende Aufgaben und Befugnisse der Integrationsämter nach 
dem Sozialgesetzbuch -Neuntes Buch (SGB IX)- Teil 2 (Schwerbe­
hindertenrecht) werden auf die örtlichen Fürsorgestellen übertragen:

1. Nach § 80 Abs. 7 SGB IX Einblicke in Betriebe und Dienst­
stellen zu nehmen,
2. im Kündigungsverfahren den Sachverhalt zu ermitteln, nach 
§ 87 Abs. 2 SGB IX Stellungnahmen des Arbeitsamtes, des 
Betriebsrates oder Personalrates und der Schwerbehinderten­
vertretungen einzuholen, den schwerbehinderten Menschen zu 
hören sowie nach § 87 Abs. 3 SGB IX auf eine gütliche Einigung 
hinzuwirken,
3. nach § 94 Abs. 6 Satz 4 SGB IX zu einer Versammlung der 
schwerbehinderten Menschen zum Zwecke der Wahl eines Wahl­
vorstandes einzuladen,
4. nach § 99 Abs. 2 SGB IX die in § 99 Abs. 1 SGB IX genannten 
Personen und Vertretungen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu 
unterstützen, soweit dafür nicht die Einschaltung der Fachdienste 
des Integrationsamtes erforderlich ist,
5. nach § 102 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX die schwerbehinderten Men­
schen, ihre Arbeitgeber und im übrigen in § 99 Abs. 1 SGB IX 
genannten Personen im Rahmen begleitender Hilfe im Arbeits­
leben zu beraten, soweit dafür nicht die Einschaltung der Fach­
dienste des Integrationsamtes erforderlich ist,
6. nach § 102 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 SGB IX in Verbindung 
mit der Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung  
-SchwbAV- aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Geldleistungen zu 
gewähren

a) für technische Arbeitshilfen (§ 19 SchwbAV),
b) zum Erreichen des Arbeitsplatzes (§ 20 SchwbAV),
c) zur Gründung und Erhaltung einer selbständigen beruf­
lichen Existenz (§ 21 SchwAV) mit Ausnahme der Leistun­
gen nach § 21 Abs. 4 SchwbAV in Verbindung mit § 17 Abs. 
1 Buchstabe a SchwbAV (Arbeitsassistenz),
d) zur Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung einer behin­
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dertengerechten Wohnung (§ 22 SchwbAV),
e) in besonderen Lebenslagen (§ 25 SchwbAV),
f) zur Ausstattung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen mit 
notwendigen technischen Arbeitsmitteln ( § 26 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 SchwbAV),

und

7. nach § 117 SGB IX zeitweilig die besonderen Hilfen für 
schwerbehinderte Menschen zu entziehen.“

2.2 In Absatz 2 wird das Wort „Hauptfürsorgestellen“ durch das 
Wort „Integrationsämter“ ersetzt. 

3. § 2 wird wie folgt geändert:

3.1 In Nummer 2 werden die Wörter „Arbeits- und Berufsleben“ 
durch das Wort „Arbeitsleben“ ersetzt.

3.2 In Nummer 3 werden die Wörter „§ 31 Abs. 2 Satz 4 SchwbG“ 
durch die Wörter „§ 102 Abs. 2 Satz 6 SGB IX“ ersetzt.

3.3 In Nummer 4 werden die Wörter „§ 53 SchwbG“ durch die 
Wörter „§ 131 SGB IX“ ersetzt

4. § 3 wird wie folgt geändert:

4.1 In Absatz 1 werden die Wörter „§ 4 Abs. 5 SchwbG“ durch die 
Wörter „§ 69 Abs. 5 SGB IX“ und die Wörter „§ 4 Abs. 1 SchwbG“ 
durch die Wörter „§ 69 Abs. 1 SGB IX“ ersetzt.

4.2 In Absatz 2 wird das Wort „Schwerbehinderte“ durch die Wörter 
„schwerbehinderte Menschen“ ersetzt.

5. §§ 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„§ 4

Für die Bekanntmachung des Vomhundertsatz nach § 148 Abs. 4 Satz 
1 SGB IX ist das für die Behindertenpolitik federführende Ministerium 
zuständig.
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§ 5

Über Anträge auf Erstattung und Vorauszahlungen nach § 150 Abs. 1 
und 2 SGB IX entscheiden die Bezirksregierungen. Sie zahlen die auf 
den Bund und das Land entfallenden Beträge aus (§ 150 Abs. 3) und ent­
scheiden – soweit sich der Nahverkehr auf das Gebiet mehrerer Länder 
erstreckt – darüber, welcher Teil der Fahrgeldeinnahmen auf den Bereich 
des Landes Nordrhein-Westfalen entfällt (§ 150 Abs. 4).“

 

Artikel 9

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die durch dieses Gesetz geänderten Rechtsverordnungen können auf 
Grund der jeweils einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverord­
nung geändert werden.

 

Artikel 10

Schlussvorschriften

Es ist sicher zu stellen, dass die Rechtsverordnungen nach den § 8 
Abs. 2, § 9 Abs. 2 und § 10 Abs. 2 des Behindertengleichstellungsge­
setzes bis zum 1. Juli 2004 in Kraft treten.

Artikel 11

Änderung des Gesetzes  
über das Verfahren bei Volksinitiative,  

Volksbegehren und Volksentscheid 

Das Gesetz über das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbegehren 
und Volksentscheid (VIVBVEG) vom 30. April 2002 (GV. NRW. 
S. 130), wird wie folgt geändert:
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An § 30 wird folgender Satz angefügt:

„Die Vorschriften des § 29 Abs. 6, § 31a und § 38 der Landeswahlord­
nung finden auf die Eintragung bei Volksbegehren und die Abstimmung 
bei Volksentscheiden entsprechende Anwendung.“

Artikel 12

Änderung der Gemeindeordnung

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. April 2003 (GV. NRW. S. 254), 
wird wie folgt geändert:

An § 26 Abs. 10 wird folgender Satz angefügt:

„Dabei sind die § 32 Abs. 6, § 34a und § 41 der Kommunalwahlordnung 
zu berücksichtigen.“

 

Artikel 13

In-Kraft-Treten

Das Gesetz tritt mit Ausnahme des § 8 Abs. 2, § 9 Abs. 2 und des § 10 
Abs. 2 des Artikels 1, die am Tag nach der Verkündung in Kraft treten, 
am 1. Januar 2004 in Kraft. 

Düsseldorf, den 16. Dezember 2003
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Verordnung  
zur Verwendung von Gebärdensprache  

und anderen Kommunikationshilfen im Verwaltungsverfahren  
nach dem Behindertengleichstellungsgesetz  

Nordrhein-Westfalen  
(Kommunikationshilfenverordnung  
Nordrhein-Westfalen – KHV NRW)

Vom 15. Juni 2004

Auf Grund des § 8 Abs. 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen (BGG NRW) vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW.  
S. 766) wird verordnet:

§ 1 
Anwendungsbereich

(1) Die Verordnung gilt für alle natürlichen Personen, die als Beteiligte 
eines Verwaltungsverfahrens wegen einer Hör- oder Sprachbehinderung 
nach Maßgabe des § 3 Abs. 1 BGG NRW zur Wahrnehmung eigener 
Rechte für die mündliche Kommunikation im Verwaltungsverfahren 
einen Anspruch auf Bereitstellung einer Dolmetscherin oder eines 
Dolmetschers für die Deutsche Gebärdensprache (Gebärdensprachdol­
metscherin oder Gebärdensprachdolmetscher) oder anderer geeigneter 
Kommunikationshilfen haben (Berechtigte).

(2) Die Berechtigten können ihren Anspruch nach § 8 Abs. 1 BGG NRW 
gegenüber den in § 1 Abs. 2 Satz 1 und 2 BGG NRW genannten Trägern 
(Träger) geltend machen.

§ 2 
Umfang des Anspruches

(1) Der Anspruch auf Bereitstellung einer Gebärdensprachdolmetscherin 
oder eines Gebärdensprachdolmetschers oder einer anderen geeigneten 
Kommunikationshilfe besteht, soweit eine solche Kommunikationshilfe 
zur Wahrnehmung eigener Rechte in einem Verwaltungsverfahren erfor­
derlich und eine schriftliche Verständigung nicht möglich sind, in dem 
dafür notwendigen Umfang. Der notwendige Umfang bestimmt sich 
insbesondere nach dem individuellen Bedarf der Berechtigten.
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(2) Die Entscheidung, welche Kommunikationshilfe benutzt werden 
soll, trifft der Träger öffentlicher Belange in Abstimmung mit den Be­
rechtigten. Die Berechtigten teilen hierzu dem Träger öffentlicher Belan­
ge rechtzeitig die Art der Behinderung und die aus ihrer Sicht geeignete 
Form der Kommunikationshilfe mit. Die Hör- oder Sprachbehinderung 
sowie die Entscheidung nach Satz 1 sind aktenkundig zu machen und im 
weiteren Verwaltungsverfahren von Amts wegen zu berücksichtigen.

(3) Erhält der Träger im Verwaltungsverfahren Kenntnis von der Hör- 
oder Sprachbehinderung der Berechtigten im Sinne des § 8 Abs. 1 BGG 
NRW, so sind diese von ihm auf ihr Recht auf barrierefreie Kommunika­
tion hinzuweisen.

(4) Zur Abwehr von unmittelbar bevorstehenden Gefahren für bedeut­
same Rechtsgüter, wie Leben, Gesundheit, Freiheit oder nicht unwesent­
liche Vermögenswerte kann im Einzelfall von dem Einsatz einer Gebär­
densprechdolmetscherin oder eines Gebärdensprachdolmetschers oder 
anderer Kommunikationshilfen abgesehen werden.

§ 3 
Kommunikationshilfen

(1) Die Kommunikation mittels einer Gebärdensprachdolmetscherin 
oder eines Gebärdensprachdolmetschers oder einer anderen Kommuni­
kationshilfe ist als geeignete Kommunikationsform anzusehen, wenn sie 
im konkreten Fall die nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 erforderliche Ver­
ständigung sicherstellt.

(2) Als andere Kommunikationshilfen kommen Kommunikationshel­
ferinnen und Kommunikationshelfer, Kommunikationsmethoden und 
Kommunikationsmittel in Betracht:

1. 	Kommunikationshelferinnen und Kommunikationshelfer sind 
insbesondere

a) 	Schriftdolmetscherinnen und Schriftdolmetscher,
b) 	Simultanschriftdolmetscherinnen und Simultanschriftdolmet­

scher,
c)	Oraldolmetscherinnen und Oraldolmetscher,
d) 	Kommunikationsassistentinnen und Kommunikationsassistenten,
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e)	eine Person, die lautsprachbegleitend gebärdet oder
f) eine sonstige Person des Vertrauens.

2. Kommunikationsmethoden sind insbesondere
a) 	Lormen und taktil wahrnehmbare Gebärden,
b) 	gestützte Kommunikation für Menschen mit autistischer 		

Störung oder
c) 	lautsprachbegleitende Gebärden.

3. Kommunikationsmittel sind insbesondere
a) 	akustisch-technische Hilfen oder
b) 	grafische Symbol-Systeme.

§ 4 
Art und Weise der Bereitstellung von geeigneten Kommunikationshilfen

Gebärdensprachdolmetscherinnen oder Gebärdensprachdolmetscher 
oder andere geeignete Kommunikationshilfen werden von den Trägern 
bereitgestellt.

§ 5 
Grundsätze für eine angemessene Vergütung oder Erstattung

(1) Die Träger entschädigen die Gebärdensprachdolmetscherin oder den 
Gebärdensprachdolmetscher sowie die Kommunikationshelferin oder 
den Kommunikationshelfer im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 Buchstaben a 
bis c nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4. Satz 1 gilt nur im Falle einer 
nachgewiesenen abgeschlossenen Berufsausbildung für das ausgeübte 
Tätigkeitsfeld. Für den Einsatz von Kommunikationsmethoden und 
Kommunikationsmitteln tragen die Träger die entstandenen Auf­
wendungen.

(2) Die Entschädigung für Fahrt-, Dolmetsch- und Wartezeit beträgt für 
jede angefangenen 30 Minuten 20 Euro. Vor- und Nachbereitungszeit 
werden nicht gesondert entschädigt.

(3) Fahrtkosten und Wegstreckenentschädigung werden in entspre­
chender Anwendung des Landesreisekostengesetzes Nordrhein-West­
falen vom 1. Juli 1974 (GV. NRW. S. 214), in der jeweils geltenden 
Fassung, erstattet.
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(4) Wird ein Einsatztermin nicht rechtzeitig abgesagt und ist die Absage 
nicht durch einen in der Person des nach Absatz 1 Anspruchsberech­
tigten liegenden Grund veranlasst, so wird zur Abgeltung aller in Be­
tracht kommenden Kosten auf Antrag pauschal ein Betrag in Höhe von 
60 Euro erstattet. Die Aufhebung eines Termins erfolgt nicht rechtzeitig, 
wenn dies der nach Absatz 1 anspruchsberechtigten Person am Termins­
tag oder an einem der beiden vorhergehenden Tage mitgeteilt worden ist.

(5) Eine Kommunikationshelferin oder ein Kommunikationshelfer im 
Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe e mit einer nachgewiesenen abge­
schlossenen Berufsausbildung für das Tätigkeitsfeld, erhält als Entschä­
digung 3/4 des Betrages von Absatz 2 und im Falle einer Terminabsage 
3/4 des Betrages von Absatz 4. Fahrtkosten und Wegstreckenentschädi­
gung werden nach Maßgabe des Absatzes 3 entschädigt.

(6) Eine Kommunikationshelferin oder ein Kommunikationshelfer im 
Sinne des § 3 Abs. 2 Nr.1 Buchstabe d oder eine Person des Vertrauens 
im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe f erhält für ihren Einsatz zur 
Abgeltung aller in Betracht kommender Kosten auf Antrag pauschal 
einen Betrag in Höhe von 20 Euro. Weist die Person des Vertrauens ei­
nen Verdienstausfall nach, der durch den Einsatztermin entstanden ist, 
so erfolgt eine Erstattung des Verdienstausfalles maximal bis zur Höhe 
der in Absatz 2 genannten Vergütung sowie Zahlung der Fahrtkosten und 
Wegstreckenentschädigung gemäß Absatz 3.

(7) Eine Kommunikationshelferin oder ein Kommunikationshelfer im 
Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 Buchstaben a bis e ohne eine nachgewiesene 
abgeschlossene Berufsausbildung für das ausgeübte Tätigkeitsfeld erhält 
eine Entschädigung im Sinne des Absatzes 6. Satz 1 gilt entsprechend 
für eine Gebärdensprachdolmetscherin oder einen Gebärdensprachdol­
metscher ohne eine nachgewiesene abgeschlossene Berufsausbildung.

(8) Die Träger vergüten die Leistungen unmittelbar denjenigen, die sie 
erbracht haben. Die Kosten nach Absatz 6 sind innerhalb eines Monats 
nach Ende des Einsatztermins geltend zu machen. Stellen die Berech­
tigten die Gebärdensprachdolmetscherin oder den Gebärdensprachdol­
metscher oder die sonstige Kommunikationshilfe selbst bereit, tragen die 
Träger die Kosten nach Absatz 1 und 5 bis 7 nur, soweit sie nach Maß­
gabe des § 2 Abs. 1 erforderlich sind. 
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In diesem Fall dürfen die Berechtigten nicht auf eine Erstattung verwie­
sen werden, es sei denn, sie wünschen dies oder es liegt ein sonstiger 
besonderer Grund vor.

§ 6 
Folgenabschätzung

Das für die Behindertenpolitik federführende Ministerium berichtet der 
Landesregierung zum 30. Juni 2009 über die Auswirkungen dieser Ver­
ordnung.

§ 7 
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 15. Juni 2004

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident Peer Steinbrück

Die Ministerin für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie Birgit Fischer

GV. NRW. 2004 S. 336
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Verordnung  
zur Zugänglichmachung von Dokumenten für blinde und  

sehbehinderte Menschen im Verwaltungsverfahren nach dem  
Behindertengleichstellungsgesetz NRW  

(Verordnung über barrierefreie Dokumente – VBD NRW)

Vom 19. Juni 2004

Auf Grund des § 9 Abs. 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen (BGG NRW) vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW.  
S. 766) wird im Einvernehmen mit den übrigen Ressorts verordnet:

§ 1 
Anwendungsbereich

(1) Die Verordnung gilt für alle blinden und sehbehinderten Menschen 
nach Maßgabe von § 3 BGG NRW, die als Beteiligte eines Verwaltungs­
verfahrens zur Wahrnehmung eigener Rechte einen Anspruch darauf 
haben, dass ihnen Dokumente in einer für sie wahrnehmbaren Form 
zugänglich gemacht werden (Berechtigte).

(2) Die Berechtigten können ihren Anspruch nach § 9 Abs. 1 Satz 2 
BGG NRW gegenüber allen Trägern öffentlicher Belange gem. § 1 Abs. 
2 BGG NRW geltend machen.

§ 2 
Gegenstand der Zugänglichmachung

Der Anspruch nach § 9 Abs. 1 Satz 2 BGG NRW umfasst Bescheide, 
Vordrucke und amtliche Informationen (Dokumente). 

§ 3 
Formen der Zugänglichmachung

(1) Die Dokumente können den Berechtigten schriftlich, elektronisch, 
akustisch, mündlich oder in sonstiger Weise zugänglich gemacht wer­
den.
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(2) Werden Dokumente in schriftlicher Form zugänglich gemacht, er­
folgt dies in Blindenschrift oder in Großdruck. Bei Großdruck sind ein 
kontrastreiches Schriftbild und eine Papierqualität zu wählen, die die 
individuelle Wahrnehmungsfähigkeit der Berechtigten ausreichend be­
rücksichtigen. 

(3) Werden Dokumente auf elektronischem Wege zugänglich gemacht, 
sind die Standards der Verordnung zur barrierefreien Informationstech­
nik (§ 10 BGG NRW) maßgebend.

§ 4 
Bekanntgabe

Die Dokumente sollen den Berechtigten, soweit möglich, gleichzeitig 
mit ihrer Bekanntgabe auch in der für sie wahrnehmbaren Form zugäng­
lich gemacht werden. Die Amtssprache ist deutsch. Vorschriften über die 
im Verwaltungsverfahren maßgeblichen Regelungen zu Fristen, Termi­
nen, Form, Bekanntgabe und Zustellung von Dokumenten bleiben von 
dieser Verordnung unberührt. 

§ 5 
Umfang des Anspruchs

(1) Der Anspruch der Berechtigten, dass ihnen Dokumente in einer für 
sie wahrnehmbaren Form zugänglich gemacht werden, besteht, soweit 
dies zur Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren erfor­
derlich ist. Dabei ist insbesondere der individuelle Bedarf der Berech­
tigten zu berücksichtigen. 

(2) Die Entscheidung, in welcher der in § 3 genannten Formen Doku­
mente zugänglich gemacht werden sollen, trifft der Träger öffentlicher 
Belange in Abstimmung mit den Berechtigten. Die Berechtigten teilen 
hierzu den Trägern der öffentlichen Belange rechtzeitig die Art der 
Behinderung und die aus ihrer Sicht geeignete Form der Zugänglichma­
chung mit. Die Blindheit oder die Sehbehinderung sowie die Entschei­
dung nach Satz 1 sind aktenkundig zu machen und im weiteren Verwal­
tungsverfahren von Amts wegen zu berücksichtigen. 
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(3) Erhält der Träger der öffentlichen Belange Kenntnis von der Blind­
heit oder einer anderen Sehbehinderung von Berechtigten im Verwal­
tungsverfahren, hat er diese auf ihr Recht, dass ihnen Dokumente in 
einer für sie wahrnehmbaren Form zugänglich gemacht werden, hinzu­
weisen.

§ 6 
Organisation und Kosten

(1) Die Dokumente können den Berechtigten durch den Träger der öf­
fentlichen Belange selbst, durch einen anderen Träger der öffentlichen 
Belange oder durch eine Beauftragung Dritter in einer für sie wahrnehm­
baren Form zugänglich gemacht werden.

(2) Die Vorschriften über die Kosten (Gebühren und Auslagen) öffent­
lich-rechtlicher Verwaltungstätigkeit bleiben unberührt. Auslagen für 
besondere Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass den Berechtigten 
Dokumente in einer für sie wahrnehmbaren Form zugänglich gemacht 
werden, werden nicht erhoben.

§ 7 
Berichtspflicht

Das Innenministerium berichtet der Landesregierung zum 30. Juni 2009 
über die Notwendigkeit des Fortbestehens dieser Verordnung.

§ 8 
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2004 in Kraft.

Düsseldorf, den 19. Juni 2004

Der Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen Dr. Fritz Behrens

GV. NRW. 2004 S. 338
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Verordnung  
zur Schaffung barrierefreier Informationstechnik  

nach dem Behindertengleichstellungsgesetz  
Nordrhein-Westfalen  

(Barrierefreie Informationstechnik-Verordnung  
Nordrhein-Westfalen – BITV NRW)

Vom 24. Juni 2004

Auf Grund des § 10 Abs. 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen (BGG NRW) vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW.  
S. 766) wird im Einvernehmen mit den übrigen Ressorts verordnet:

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für Internet- und Intranetangebote der in § 1 Abs. 
2 BGG NRW Genannten sowie die von ihnen zur Verfügung gestellten 
Programmoberflächen im Bereich der elektronischen Datenverarbeitung, 
einschließlich öffentlich zugänglichen Informationsterminals und Daten­
trägern (CD und DVD) .

§ 2 
Prinzipien und anzuwendende Standards

(1) Zur nachhaltigen Herstellung der Barrierefreiheit sind folgende 
Grundsätze zu beachten:

– 	 Inhalte und Erscheinungsbild sind so zu gestalten, dass sie für 
alle wahrnehmbar sind.

– 	 Die Benutzeroberflächen der Angebote sind so zu gestalten, dass 
sie für alle bedienbar sind.

– 	 Inhalte und Bedienung sind so zu gestalten, dass sie allgemein 
verständlich sind.

– 	 Die Umsetzung der Inhalte soll so erfolgen, dass sie mit heutigen 
und künftigen Technologien funktionieren.

(2) Die Angebote der Informationstechnik (§ 1) gelten als barrierefrei, 
wenn die Grundsätze nach Absatz 1 insbesondere so umgesetzt wurden, 
dass die Angebote die Standards der Priorität I und für zentrale Ein­
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stiegs- und Navigationsseiten zusätzlich der Priorität II des Anhangs 
der BITV (Barrierefreie Informationstechnik-Verordnung – BITV) des 
Bundes erfüllen.

§ 3 
Sonderfälle

Soweit auch nach bestem Bemühen die Erstellung eines barrierefreien 
Angebots der Informationstechnik (§ 1) nicht möglich ist, ist ein alter­
natives, barrierefreies Angebot zur Verfügung zu stellen, das äquivalente 
Funktionalitäten und Informationen gleicher Aktualität enthält, soweit es 
die technischen Möglichkeiten zulassen. Bei Verwendung nicht barrie­
refreier Technologien sind diese zu ersetzen, sobald auf Grund der tech­
nologischen Entwicklung äquivalente, zugängliche Lösungen verfügbar 
und einsetzbar sind. 

§ 4 
Umsetzungsfristen

Die Teile von in § 1 genannten Angeboten, die nach mehr als 8 Wochen 
nach In-Kraft-Treten (Stichtag) dieser Verordnung neu gestaltet oder in 
wesentlichen Bestandteilen oder größerem Umfang verändert oder ange­
passt freigeschaltet werden, sind gemäß dieser Verordnung zu erstellen. 
Dabei soll zumindest ein Zugangspfad zu diesen Angeboten oder deren 
wesentlichen Bestandteilen mit der Freischaltung die Anforderungen 
und Bedingungen dieser Verordnung erfüllen.

(2) Vor dem Stichtag veröffentlichte Angebote sind bis zum 31. Dezem­
ber 2005 gemäß dieser Verordnung zu gestalten, wenn sie sich speziell 
an Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 3 BGG NRW richten. 
Im Übrigen sind die Angebote, die vor In-Kraft-Treten dieser Verord­
nung im Internet oder Intranet veröffentlicht wurden, bis zum 31. De­
zember 2008 gemäß dieser Verordnung zu gestalten.

§ 5 
Folgenabschätzung

Das für die Behindertenpolitik federführende Ministerium berichtet der 
Landesregierung zum 30. Juni 2009 über die Auswirkungen der Verord­
nung.
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§ 6 
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 24. Juni 2004

Die Ministerin für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie Birgit Fischer 

GV. NRW. 2004 S. 339
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Verordnung  
zum Landesbeirat für die Belange der Menschen  

mit Behinderungen in Nordrhein-Westfalen  
(VO Behindertenbeirat NRW)

Vom 24. Juni 2004

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Behindertengleichstellungsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen (BGG NRW) vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW  
S. 766) wird verordnet:

§ 1 
Aufgaben

Auf Landesebene wird ein Beirat gebildet, der die oder den Landesbe­
auftragten für die Belange der Menschen mit Behinderungen berät (Be­
hindertenbeirat NRW).

§ 2 
Zusammensetzung

Das Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie beruft 
auf Vorschlag der nachstehend Genannten die Mitglieder des Behinder­
tenbeirats NRW.

Hierzu schlagen 

– 	 die Verbände und Selbsthilfegruppen der Menschen mit Behinde	
rungen bis zu zehn Personen sowie eine Vertreterin des Netz­
werks von Frauen und Mädchen mit Behinderungen NRW (Netz­
werk),

– 	 die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege bis zu drei Per­
sonen,

– 	 die kommunalen Spitzenverbände und die Landschaftsverbände 
zusammen bis zu drei Personen

– 	 die Gewerkschaften, Schwerbehindertenvertretungen, Unterneh­
merverbände und die Regionaldirektion NRW der Bundesagentur 
für Arbeit je eine Person und
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– 	 die Arbeitsgemeinschaft der örtlichen Behindertenkoordinatoren 
eine Person 

vor.

Der Behindertenbeirat muss durch seine Mitglieder die Menschen mit 
Behinderungen in ihrer Gesamtheit auf Landesebene repräsentieren. Bei 
dem zu bildenden Behindertenbeirat handelt es sich um ein Gremium 
im Geltungsbereich des Landes, das gemäß § 12 Abs. 1 Landesgleich­
stellungsgesetz (LGG) geschlechtsparitätisch besetzt werden soll. Die 
Mitglieder werden für die Amtszeit der oder des Landesbeauftragten für 
die Belange der Menschen mit Behinderungen berufen. Eine erneute 
Berufung ist zulässig. Die Mitglieder können ihr Amt jederzeit niederle­
gen, eine Abberufung im Einvernehmen mit der entsendenden Stelle ist 
jederzeit möglich.

§ 3 
Sitzungen

Die oder der Landesbeauftragte lädt zu den Sitzungen des Behinderten­
beirats NRW ein und leitet diese. Bei Bedarf kann die oder der Landes­
beauftragte themenbezogen Expertinnen und Experten zu den Sitzungen 
einladen, insbesondere Vertreterinnen und Vertreter der Architektenkam­
mer, Verkehrsunternehmen oder der Landesarbeitsgemeinschaft kommu­
naler Frauenbüros/Gleichstellungsstellen NRW.

§ 4 
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 24. Juni 2004 

Die Ministerin für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie Birgit F i s c h e r

GV. NRW. 2004 S. 339
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